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LE CONSEIL D'ETAT 
DER STAATSRAT 

PLANGENEHMIGUNG BETREFFEND DIE PROJEKTE: 

,,A. REVITALISIERUNG NIDERBACH UND BIOTOPAUFWERTUNG GESCHINERSEE" 

SOWIE 

,,8. GEWÂSSERRAUM NIEDERBACH UND GESCHINERSEE" 

) 
GEMEINDEN GOMS UND ÜBERGOMS zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

A . REVITALISIERUNG NIDERBACH UND BtOTOPAUFWERTUNG GESCHINERSEE 

A.1 Revitalisierungs- und Au twe r tu n q s m a s s n a h m e n 

·  I. Eingesehen zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

die im Elnverstandnis mit der Gemeinde Obergoms sowie mit den kantonalen Dienststellen für 
Strassen, Verkehr und Flussbau (DSVF) und für Wald und Landschaft (DWL) durch die ehemalige 
Gemeinde Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms) im Amtsblatt Nr. 25 vom 17. Juni 2016 
publizierte ëffentliche Auflage des Auflagedossiers ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung 
Geschinersee", gelegen auf dem Gebiet der Gemeinden Münster-Geschinen (heute Gemeinde 
Goms) und Obergoms; 

die entsprechende, inhaltlich gleich lautende êiffentliche Auflage der Gemeinde Obergoms im 
Amtsblatt Nr. 26 vom 24. Juni 2016; 

die Art. 1, 5, 7, 9, 13 und 23 ff. des kantonalen Gesetzes über den Wasserbau vom 15. Marz 2007 
(kWBG), den Art. 26 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 
1999 (BV) sowie die Art. 22, 24 und 25 des Bundesgesetzes über die Raumplanung vom 22. Juni 
1979 (RPG); 

den Art. 8 des Bundesgesetzes über die Fischerei vom 21. Juni 1991 (BGF), den Art. 57 des 
kantonalen Fischereigesetzes vom 15. November 1996 (kFG), die Art. 6, 19, 22 und 37 des 
Bundesgesetzes über den Schutz der Gewasser vom 24. Januar 1991 (GSchG) sowie den Art. 31 
der dazugehêirigen Gewasserschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV); 

den Art. 23 des Gesetzes betreffend den Tarif der Kosten und Entschadiqunqen var Gerichts- oder 
Verwaltungsbehêirden vom 11. · Februar 2009 (GTar) sowie die Bestimmunqen des Gesetzes über 
das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege vom 6. Oktober 1976 (WRG); 



das Auflagedossier ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung Geschinersee" vom 13. Juni 2016 
mit den darin enthaltenen Unterlagen und Planen sowie das gleichzeitig ôffentlich aufgelegte 
Dossier ,,Gewasserraum Niderbach / Geschinersee" vom Januar 2016; 

die zwei gegen das Projekt eingereichten Einsprachen einerseits von den ,,Landwirten von Ulrichen 
und Geschinen, z.H. Müller Roland" (12. Juli 2016) und andererseits von ,,Sigune Eisenmeier Müller 
und Roland Müller" (13. Juli 2016) sowie die beiden Rückzüge dieser Einsprachen (Eingaben jeweils 
vom 8. September 2016); · 

die beiden Eingaben der ehemaligen Gemeinde Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms), bzw 
der Gemeinde Obergoms vom 19., bzw. 20. September 2016, mit welchen die Gemeinden die 
nôtigen Unterlagen eingereicht und gleichzeitig dargetan haben, dass das Auflagedossier in der 
jeweiligen Gemeinde gesetzeskonform aufgelegt worden sei, die Einsprachen zurückgezogen 
worden seien und die Gemeinden in Bezug auf die Entwasserung. eine Anpassung des Projektes 
beschlossen haben; 

das vom instruierenden Verwaltungs- und Rechtsdienst des Departements für Verkehr, Bau und 
Umwelt (VRDVBU) am 26. September 2016 erôffnete Vernehmlassungsverfahren bei den 
interessierten kantonalen Dienststellen und die dabei eingereichten Vormeinungen der: 

Dienststelle für Raumentwicklung (14. Oktober 2016'), 
• Dienststelle für Landwirtschaft (26. Oktober 2016), 
• Dienststelle für Wald und Landschaft (28. Oktober 2016), 
• Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere (4. November 2016), 

Dienststelle für Umweltschutz (11. November 2b16), 
Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau (11. Januar 2017); 

die Mail-Korrespondenzen zwischen dem VRDVBU und der Dienststelle für Strassen, Verkehr und 
Flussbau (DSVF) vom 20. Dezembèr 2016 und vom 24, bzw. 25. Januar 2017; 

die Mail-Korrespondenzen zwischen dem VRDVBU, der Dienststelle für Wald und Landschaft (DWL) 
und dem projektierenden lngenieurbüro vom 24. Januar 2017; 

die übrigen Akten. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Il. Er zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAw  â q e n d 

1. Zw eck , lnha lt und A bgrenzung des .B auvorhabens 

1.1 Der Niderbach ist ein Grenzbach zwischen der ehemaligen Gemeinde Münster-Geschinen (heute 
Gemeinde Goms) und der Gemeinde Obergoms. Er fliesst unterhalb der Kantonsstrasse derzeit 
auf rund 150 m Lange erst in einem gemauerten Kanal und dann auf 130 m in einem Rohr bis in 
den Rotten und weist demzufolge ein grosses ôkologisches Defizit auf. Mit der Unterstützung des 
Kantons beabsichtigen die beiden Standortgemeinden mit dem vorliegend zu beurteilenden Projekt 
den Bach zu revitalisieren und neu offen auf 525 m bis in den Geschinersee zu leiten sowie auf gut 
80 m vom See bis in den Rotten in einem offenen, renaturierten Gerinne zu führen. Dabei wird der 
Hochwasserschutz zwar leicht verbessert, doch handelt es sich vorliegend gleichwohl um ein (in 
der kantonalen Planung enthaltenes) Revitalisierungsprojekt. Des Weiteren soli innerhalb des 
Projektperimeters das dort bestehende Biotop am Geschinersee aufgewertet werden. 

1.2 Gernàss dem Technischen Bericht lassen sich die wesentlichen Elemente der geplanten baulichen 
Massnahmen wie folgt umschreiben: Abbruch des qemàuerten Kanals und Verschliessen des 
Ablaufrohrs, Renaturierung des Sachs unterhalb der Kantonsstrasse bis zum See, Abbruch eines 
Militarunterstandes, neuer Seeabfluss im Osten, Weiterführung des Fusswegs auf der Nord-. und 
Ostseite des Sees, Ausbaggern der einwachsenden Verlandunqsflâchen im Biotop, Erstellung 
neuer Wasserflachen / Teiche im Bereich der Feldgehôlze sowie Errichtung von verschiedenen 
Bachquerungen (für Loipe, Flurwege, Gemeindestrasse). Gernàss dem Kostenvoranschlag des 
Auflagedossiers wird für diese Arbeiten mit Kosten von Fr 1 '460'000.-- gerechnet. 
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1.3  zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAAuch wenn das vorliegende Projekt, das nicht der UVP-Pflicht untersteht, keiner Rodungen bedarf, 
ist gleichwohl die Erteilung diverser Spezialbewilligungen erforderlich (gewasserschutzrechtliche 
Bewilligung, fischereirechtliche Bewilligung für technische Eingriffe in ein Fischereigewasser, 
Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG). Zudem wurde gleichzeitig mit der ôffentlichen Auflage 
des Projektes auch das Dossier betreffend die Festlegung des Gewasserraums des Niderbachs 
und des Geschinersees ôffentlich aufgelegt (gestützt auf Art. 13 Abs. 6 kWBG). Für beide Dossiers 
wurde das Vernehmlassungsverfahren koordiniert und der Entscheid über die Festlegung der 
Gewàsserràume wird in den vorliegenden Gesamtentscheid des Staatsrates integriert. 

1 .4  Gegen das Projekt wurden zwar zwei Einsprachen eingereicht, welche jedoch spater beide wieder 
zurückgezogen wurden. Aufgrund der Verhandlungen mit den Einsprechern haben sich aber die 
Gemeinden dazu entschlossen, entlang der Flurstrasse nôrdlich des neuen Gerinnes quer zur 
Strasse Rohre zur Entwasserung des angrenzenden Wieslandes einzubauen. Diese zusàtzliche 
Massnahme bildet Teil des vorliegenden Projektes. Demgegenüber wurde im Rahmen eines 
Totalumbaus (Projekt der Matterhorn Gotthard Bahn) beim künftigen Gerinne eine Bahnbrücke 
erstellt und das Gerinne bis in den Rotten bereits realisiert. Zudem sei hier prazisiert, dass die 
Renaturierung des Niderbachs vorliegend erst direkt unterhalb der Kantonsstrasse beginnt (zumal 
im Rahmen eines Kraftwerkprojektes oberhalb der Kantonsstrasse bereits Massnahmen zur 
Aufwertung geplant sind, die jedoch gerade nicht Teil des vorliegenden Projektes bilden). zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

_) 

2 . V e rfa h re n 

2 .1 Gernass dem kantonalen Wasserbaugesetz (Art. 23 Abs. 1 kWBG) sind Oberflachenqewâsser zu 
revitalisieren, wenn kumulativ Folgendes erfüllt ist: (a) sie weisen ein ôkologisches Defizit auf; (b) 
sie verfügen über ein bedeutendes ôkologisches Potential; (c) in Bezug auf ihren landschaftlichen 
Wert kann ein sozioôkonomischer Mehrwert geschaffen werden und (d) das Vorgehen ist 

. wirtschaftlich tragbar. Das Gesetz bestimmt des Weiteren, welche Revitalisierungsmassnahmen 
ein seiches Projekt zu umfassen hat und dass die Durchführi.mg der Massnahmen dem 
Gewassereigentümer obliegt (Art. 23 Abs. 2 und 3 kWBG). Gemass Art. 7 Abs. 1 kWBG sind die 
ôffentlichen Gewasser im Eigentum des Kantons oder der Gemeinden. Der Wasserbau und der 
Unterhalt für die Rhone und den Genfersee obliegt dabei dem Kanton, wàhrend die Gemeinden 
oder die Gemeindeverbânde auf ihrem Gebiet für die Flüsse, Wildbache, Seen und Kanale von 
ôffentlichem lnteresse zustandiq sind (Art. 9 Abs. 1 Bst. a und b kWBG). Da sich das vorliegend zu 
beurteilende Revitalisierungs- und Aufwertungsprojekt am Niderbach / Geschinersee auf dem 
Gebiet der Gemeinden Goms und Obergoms befindet, fallt es in den Zustandiqkeitsberelch dieser 
Gemeinden. 

2 .2  Der Ausbau oder die Revitalisierung kantonaler oder kommunaler Gewasser ist rechtsverbindlich in 
den Ausführungsprojekten festzulegen. Diese werden für die kommunalen Gewasser durch die 
zustandiqen Gemeinden erstellt (Art. 25 kWBG). Gernâss Art. 27 Abs. 1 kWBG werden das 
Ausführunqsprcjekt und die dazugehôrigen Unterlagen wahrend dreissig Tagen vom Departement · 
oder der Gemeinde im Gemeindebüro ôffentlich aufgelegt, wo sie jeder lnteressierte einsehen 
kann. Die Verôffentlichung hat im Amtsblatt und in der betroffenen Gemeinde nach ërtlicher 
Gepflogenheit zu erfolgen und muss den Hinweis auf das Einspracherecht enthalten. Die 
Einsprachen müssen innert dreissig Tagen schriftlich und begründet bei der Standortgemeinde 
eingereicht werden (Art. 30 kWBG). lm vorliegenden Fall wurde das Projekt im Amtsblatt Nr. 25 
vom 17. Juni 2016, bzw. im Amtsblatt Nr. 26 vom 24. Juni 2016 ordentlich publiziert, wobei zwei 
Einsprachen eingereicht wurden (die spater beide zurückgezogen wurden). 

2.3  Nach Abwagung der gegenüberstehenden lnteressen genehmigt oder verweigert der Staatsrat das 
Ausführungsprojekt, wobei er gleichzeitig über die unerledigten Einsprachen entscheidet, sofern 
diese nicht privatrechtlicher Natur sind. Die Plangenehmigung kann dabei von Auflagen und 
Bedingungen abhangig gemacht werden. Die Genehmigung des Ausführungsprojekts umfasst die 
Erklarunq des offentlichen Nutzens und begründet überdies das Recht auf Enteignung aller zur 
Ausführung des Werkes benôtigten dinglichen Rechte an Grundstücken sowie der aus dem 
Grundeigentum hervorgehenden Nachbarrechte, ferner der persônlichen Rechte von Mietern und 
Pachtern (Art. 35 kWBG). 
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3 . K oo rd inatio n und S pez ia lbew illigungen 

3.1 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBANach der Rechtsprechung des Bundesgerichts und des Kantonsgerichts hat die Rechtsanwendung 
materiell koordiniert bzw. inhaltlich abgestimmt zu erfolgen, wenn für die Verwirklichung eines 
Projekts verschiedene materiellrechtliche Vorschriften anzuwenden sind und zwischen diesen 
Vorschriften ein derart enger Sachzusammenhang besteht, dass sie nicht getrennt und unabhànqlq 
voneinander angewendet werden dürfen. Diese erforderliche Koordination ist grundsatzlich bereits 
im erstinstanzlichen Verfahren durchzuführen und wird am besten erreicht, wenn dafür eine einzige 
erste lnstanz zustàndiq ist (BGE 122 Il 87 E. 6 mit Hinweisen; Urteil des KG vom 21. Januar 2000 
i.S. WNF zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAcl Staatsrat und Gemeinde Betten). 

3.2 Kantonalrechtlich wird die Koordination in Art. 34 kWBG geregelt. Bedarf ein Ausführungsprojekt 
von verschiedenen Behërden zu erlassende Entscheide, die in enger Beziehung zum 
Genehmigungsentscheid stehen, sind diese im Genehmigungsverfahren durch die zustândiqe 
Behërde materiell und formel! zu koordinieren. Die zustandiqe Behërde ist, wie oben dargelegt 
wurde (siehe Ziffer 2.3), der Staatsrat. Er leitet das lnstruktionsverfahren, hait die Stellungnahmen 
der betroffenen Behërden oder Organe ein und wiegt sàmtliche vorhandenen lnteressen 
gegenseitig ab, bevor er seinen Entscheid fallt, dessen Elemente sich nicht widersprechen dürfen. 
Er integriert in seinem Gesamtentscheid aile in Bezug auf das Projekt zu erlassenden kantonalen 
Bewilligungen derart, dass gegen seinen Entscheid nur ein einziger Rechtsmittelweg offen steht. 
Sollte diese Konzentration nicht mëglich sein, achtet er darauf, dass kein Widerspruch zu den 
getrennt erlassenen Entscheiden besteht und dass sie gleichzeitig mit seinem Entscheid erëffnet 
werden. ln Anwendung der umschriebenen Koordinationsgrundsatze sind demzufolge allfallige 
Spezialbewilligungen in die vorliegende Plangenehmigungsverfügung zu integrieren und in einem 
einzigen Entscheid zu erëffnen. Entsprechend ist bei einem Projekt jeweils zu prüfen, ob für das 
Bauvorhaben die Erteilung von Ausnahme- oder Spezialbewilligungen nëtig ist, was nachfolgend 
geschieht. 

3.3 Das Bundesgesetz über die Fischerei bestimmt in seinem Art. 8, dass Eingriffe in die Gewasser, 
ihren Wasserhaushalt oder ihren Verlauf sowie Eingriffe in die Ufer und den Grund von Gewassern 
eine fischereirechtliche Bewilligung der zustandlqen kantonalen Behërde benëtigen, soweit sie die 
lnteressen der Fischerei berühren kënnen. Vorliegend handelt es sich beim Niderbach und beim 
Geschinersee um Fischereigewasser. Gernâss Art. 57 Abs. 2 des kantonalen Fischereigesetzes 
wird die fischereirechtliche Bewilligung von der im massgeblichen Verfahren der Verwirklichung 
des technischen Eirigriffs zustandiqen Behërde in einem koordinierten und einheitlichen Entscheid 
erteilt. Wie oben ausgeführt wurde, ist vorliegend der Staatsrat ais die zustandiqe Behërde im 
massgeblichen Verfahren zu betrachten. Aus Gründen der Koordination wird daher die 
erforderliche fischereirechtliche Bewilligung in die vorliegende Plangenehmigungsverfügung 
autqenommen (unten Kapitel A.2). · zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

3.4 Das vorliegende Bauvorhaben benëtigt die Erteilung einer Spezialbewilligung qemass Art. 19 des 
Gewàsserschutzqesetzes, Die Fachstelle des Kantons in Bezug auf das GSchG ist die Dienststelle 
für Umweltschutz. Diese hat in ihrer Vormeinung festgehalten, dass diese Bewilligung erteilt 
werdén kënne. Es kann deshalb auf die nachstehende Beurteilung der erwâhnten Dienststelle · 
verwiesen werden (siehe unten Ziffer 7., insbesondere Ziffer 7 .4 ). 

3.5 Der Art. 24 des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) bestimmt, in welcher Art und Weise 
Ausnahmebewilligungen für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone erteilt werden kënnen. 
Da die zu errichtenden Revitalisierungsmassnahmen des vorliegenden Projektes sich teilweise 
ausserhalb der Bauzonen befinden, wird nachfolgend unter Ziffer 9. diese Problernatik behandelt. 

3.6 Des Weiteren haben die beiden Gemeinden vorliegend qleichzeitiq mit der ëffentlichen Auflage des 
· Revitalisierungs- und Aufwertungsprojektes das Auflagedossier betreffend die Festlegung der 
Gewâsserrâume des Niderbachs und des Geschinersees ëffentlich aufgelegt. Gemass Art. 13 Abs. 
6 · kWBG kann der Gewasserraum (GWR) im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens für 
Ausführungsprojekte des Wasserbaus oder der Gewasserrevitalisierung ortsweise ausgeschieden 
werden. Aufgrund der vorerwahnten Koordinationsgrundsatze wird der Entscheid über die 
Festlegung der vorerwahnten GWR in den vorliegenden Plangenehmigungsentscheid des 
Staatsrates integriert (naçhfolgend Kapitel B.). 
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3.7 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAWeitere Spezialbewilligungen sind vorliegend nicht erforderlich. Dies geht sowohl aus den 
Unterlagen der Auflagedossiers, ais auch aus den. Vormeinungen der kantonalen Fachstellen 
hervor. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

4 . D ie B eurte ilung der D ienstste lle fü r Strassen , Verkehr und F lussbau 

4 .1 Die Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau (DSVF) ist die Fachstelle des Kantons Wallis 
für Wasserbauprojekte und begleitet mit ihrem Know-how die Gemeinden bei der Realisierung ihrer 
Projekte. Da jene Dienststelle zudem mit der kantonalen Revitalisierungsplanung beauftragt ist, 
wurde das vorliegende Projekt im Einverstândnis mit jener Fachstelle erarbeitet, welche zudem 
eine vertiefte Überprüfung des Projektes vorgenommen hat. Die Abteilung Seitenbache hat im 
Anschluss daran von Seiten des Flussbauamtes eine positive Vormeinung abgegeben, dies mit der 
Bemerkung, dass es sich bei der Brücke des Plans ,,Typenplan Brücke Kantonsstrasse" in der Tat 
nicht um eine Brücke einer Kantonsstrasse, sondern einer Gemeindestrasse handle. Weiter teilte 
jene Abteilung mit, dass die Gefahrensituation nach der Realisierung des Projektes im Bereich des 
Projektperimeters durch das verbreitete Gerinne (HQ100) leicht verbessert werde und formulierte 
einige Auflagen und Bedingungen an das Projekt, welche ais recht-, zweck- und verhàltnismâssiq 

) betrachtet werden und in das Dispositiv des vorliegenden Entscheides integriert werden. 

4.2 Zusàtzlich hat die Sektion Hochwasserschutz Rhone der Zentralstellen das Dossier beurteilt und 
dabei in Erwagung gezogen, dass das Objekt in einem Gebietsabschnitt liege, der Teil der (per 
Staatsratsentscheid am 2. Màrz 2016) genehmigten priorltâren Massnahmen des Rhoneprojektes 
sei. Nach Abschluss der Arbeiten der 3. Rhonekorrektion werde der Gebietsabschnitt des Objekts 
bis zu einem Jahrhunderthochwasser geschützt sein, verbleibe aber in einer Restgefahrdungszone 
für noch grèissere Hochwasser. lm Unterlauf des Niderbachs sei eine Offenlegung des Niderbachs 
zwischen der MGB-Eisenbahnlinie und dem Rotten bereits geplant worden. Die nun geplante 
Revitalisierung befinde sich zum grossen Teil ausserhalb des Rhonefreiraums. Der Bereich 
zwischen der Eisenbahnlinie und dem Rotten befinde sich innerhalb des Rhonefreiraums. Gemass 
dem Technischen Bericht vom 13. Juni 2016 andere sich die Gefahrenkarte des Rottens durch die 
Revitalisierung des Niderbachs nicht. Gestützt auf diese Erwagungen und insbesondere aufgrund 
der Tatsache, dass die geplante Revi_talisierung mit dem Rhoneprojekt kompatibel sei, kèinne eine 
positive Vormeinung abgegeben werden, sofern bestimmte Auflagen und Bedingungen eingehalten 
würden. Letztere werden ais recht-, zweck- und verhëltnismâssiq anerkannt und in die vorliegende 
Plangenehmigungsverfügung aufgenommen. 

5 . D ie B eurte ilung der D ienstste lle fü r W ald und Landschaft 

5.1 Aus den Projektunterlagen geht hervor, dass mit den vorliegend geplanten Massnahmen vor allem 
eine erhebliche èikologische Aufwertung Im Bereich ,,Natur und Landschaft" angestrebt wird und 
dass das Projekt gerade auch von der Dienststelle für Wald und Landschaft (DWL) unterstützt wird. 
ln den Amtsblattpublikationen der Gemeinden kann entsprechend nachgelesen werden, dass das 
Projekt im Einverstandnis mit der DWL èiffentlich aufgelegt werde. Jene Dienststelle hat dénn auch 
in ihrer Vormeinung mehrfach dargetan, dass das Projekt in enger Zusammenarbeit mit der DWL 
erarbeitet worden sei. Wahrend sich jene Fachstelle sehr ausführlich zu den Aspekten ,,Natur und 
Landschaft" qeaussert hat, brachte sie keine weitergehenden Bemerkungen in Bezug auf die 
Themengebiete ,,Wald", ,,Naturgefahren" und ,,Wanderwege" var. 

5.2 ln ihrer Stellungnahme erklarte die titelerwahnte Fachstelle, dass die Aufwertung die èistliche Hàltte 
des Geschinersees, welche ais Naturschutzzone von regionaler Bedeutung ausgeschieden sei, 
sowie das angrenzende Biotop tangiere. Es würden schützenswerte Lebensraumtypen, wie etwa 
Grauerlen-Auenwald (Sukzessionsstadium), Nitrophile Annuellenvegetation, Grosseggenried und 
Stillwasserrèihricht temporar beeintrâchtiqt. lm Projektperimeter seien folgende Rote-Liste-Arten 
nachgewiesen worden: das ôsterreichische Sumpfried (regional ausgèstorben), das Sumpf- 
Ruhrkraut, das Rasige Vergissmeinnicht (stark gefahrdet) und der ais verletzlich einqestutte Kleine 
Knèiterich. Das Revitalisierungsprojekt beinhalte insgesamt acht Massnahmen, durch deren 
Umsetzung u.a. die obgenannten Lebensraumtypen und Arten erhalten und gefèirdert würden und 
neue schützenswerte Lebensraume geschaffen werden salien. Die negativen Auswirkungen auf 
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schützenswerte Lebensraume nach NHV wâhrend der Bauphase würden im Vergleich zu den neu 
geschaffenen l.ebensràumen ais vernachlasslqbar beurteilt. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

5.3 lnsgesamt betrachtet hat sich die Dienststelle für Wald und Landschaft positiv zum vorliegenden 
Projekt qeaussert, auch wenn sie dabei eine Reihe von Auflagen und Bedingungen formuliert hat, 
welche ais recht-, zweck- und verhaltnismassiq betrachtet werden und in das Dispositiv des 
vorliegenden Entscheides integriert werden. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

) zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

6. D ie Beurte ilung der D ienststelle für Raum entw icklung 

6.1 Die titelerwahnte Dienststelle (ORE) hat in ihrer Vormeinung zunachst darüber orientiert, dass sich 
die vorliegenden Massnahmen qemass der rechtsgültigen Bau- und Zonenordnung der Gemeinde 
Münster-Geschinen (Ortsteil Geschinen) und Obergoms (Ortsteil Ulrichen) vorwiegend in der 
Landwirtschaftszone sowie in der Naturschutzzone des Geschinersees befinden würden. Da es 
sich hierbei um standortgebundene Anlagen handle, denen keine überwiegenden lnteressen 
entgegenstehen würden, kônne nach Ansicht der erwahnten Fachstelle eine Ausnahmebewilligung 
im Sin ne von Art. 24 RPG erteilt werden (siehe hierzu ausführlicher unten bei Ziffer 9.). 

6.2 Aus raumplanerischer Sicht kam die ORE zum Schluss, dass sie zum vorliegenden Auflageprojekt 
eine positive Vormeinung abgeben kënne, var allem weil es sich um Massnahmen handle, welche 
für die Revitalisierung des Niderbachs erforderlich seien und die den Zielsetzungen des kantonalen. 
Richtplans, insbesondere denjenigen der Koordinationsblàtter F.9/3 «Wasserbau und Unterhalt von 
Wasserlaufen» und 1.4/2 «Naturgefahren: Hochwasser» entsprechen würden. Zudem gelte es, im 
Rahmen der nachsten Anpassurig des Planes der Fuss- und Wanderwege der Gemeinde Münster- 
Geschinen (heute Gemeinde Goms) zu prüfen, den Fusswegabschnitt um den See in das 
kommunale Netz aufzunehmen. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

7. D ie Beurte ilung der D ienstste lle für Um w eltschutz ' 
7.1 Die kantonale Umweltschutzfachstelle (DUS) hat in ihrer Eingabe zunachst aLisgeführt, dass das 

Dossier aufgrund verschiedener Vorschriften zum Schutz der Umwelt geprüft worden sei, 
insbesondere Gewàsserschutz (GSchG, GSchV, kGSchG), Umweltschutz (USG, kUSG), 
Bodenschutz (VBBo), Larmschutz (LSV), Luftreihhaltung (LRV), Vermeidung und Entsorgung von 
Abfallen (VVEA) und aufgrund der jener Fachstelle zur Verfügung stehenden Daten und Kataster. 

7.2 ln Bezug auf den Standort des Projektes brachte die erwàhnte Dienststelle in Berücksichtigung der 
jeweiligen Umweltschutzbereiche die folgenden Bemerkungen und Erlâuterunqen var: 

a) zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAGewasserschutz: Das Projekt liege, qemass der vom Staatsrat am 7. Marz 2012 
genehmigten Ausscheidung der Gewasserschutzbereiche, im Gewasserschutzbereich Au 
(für die Wassergewinnung nutzbares Grundwasser, Lockergestein). Das Projekt befinde sich 
im Flussbett. 

b) Luft: Die Langzeitgrenzwerte der LRV würden mit Ausnahme des Ozons eingehalten. 

c) Larm: Gemass Daten des GIS-Wallis befinde sich das Projekt in einer Landwirtschaftszone 
1. Prioritât, welcher keine Larmempfindlichkeitsstufe zugeordnet worden sei. 

d) • Baden: Eine zu schützende Humusschicht sei vorhanden. 

e) Altlasten: Der kantonale Kataster der belasteten Standorte enthalte kein Objekt im Perimeter 
oder in der Nâhe des Projektes. Es kônne nicht garantiert werden, dass ein Grundstück 
unbelastet sei. 

7.3 Zu den Auswirkungen des Projektes hielt die DUS fest, dass die folgenden Bereiche betroffen 
seien: Gewàsserschutz (Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen), BodenschUtz (Erhaltung der 
Humusschicht), Lârrnschutz (Baularm), Luftreinhaltung (Emissionen von Baumaschinen), 
VermeidLing und Entsorgung von Abfallen (Entsorgung der Bauabfalle: Betonabbruch [Unterstand], 
Bauschutt [Steine, Betonmauerreste], Bewirtschaftung des Aushubmaterials). Für die fachgerechte 
Umsetzung der Massnahmen sei eine Umweltbaubegleitung vorgesehen. 
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7.4 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBABetreffend Gewàsserschutz prazisierte die DUS, dass das Projekt die Umleitung des Niderbachs in 
den Geschinersee mittels Terrassierungs- und Ausgrabungsarbeiten vorsehe. Der Flurabstand 
schwanke mind. zwischen 1 - 2 m Tiefe (laut dem hydrogeologischen Bericht ,,Rhonekorrektion 
Goms" vom 12. Februar 2010). Der Grundwasserspeigel erreiche Mitte Marz den Tiefstand und 
aufgrund der Schneeschmelze anfangs Mai den Hëchststand. lm ausgeweiteten Mündungsbereich 
würden 3 Vertiefungen von 1 - 2 m erstellf. Die makroskopischen, chemischen und physikalischen 
Parameter würden aufzeigen, dass der Niderbach ein unbelastetes und natürliches Gewasser sei. 
Von daher seien durch das Revitalisierungsprojekt keine negativen Auswirkungen auf das 
Grundwasser zu erwarten. Die vorgesehenen Eingriffe seien gemass Art. 19 Abs. 2 GSchG 
bewilligungspflichtig. Die wesentlichsten Auswirkungen des Projekts auf das Grundwasser würden 
die Bauphase betreffen. Mit Auflagen und Bedingungen kënne aber ein ausreichender Schutz der 
Gewasser qewahrleistet werden. Die Bewilligung kënne daher erteilt werden. Die Vormeinung der 
DUS gelte ais Bewilligung. Die urteilende Behërde sieht in Berücksichtigung der vorstehenden 
Ausführungen, den Angaben in den Planen und Unterlagen des Auflagedossiers sowie der 
gesamten relevanten Umstande keine Veranlassung, von dieser Beurteilung der kantonalen 
Fachstelle abzuweichen, sodass die entsprechende Spezialbewilligung in Berücksichtigung der 
Koordinationspflicht (siehe oben Ziffer zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA3 .) in den vorliegenden Gesamtentscheid integriert wird. 

7.5 Zusammenfassend gab die DUS zum Projekt eine positive Vormeinung ab, wenn auch unter 
Vorbehalt von Auflagen und Bedingungen, welche ais recht-, zweck- und verhâltnismâsslq 
anerkannt und in die vorliegende Plangenehmigungsverfügung aufgenommen werden. 

8. D ie Beurteilung der übrigen kantonalen D ienststellen 

8.1 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADienstste l/e für Landwirtschaft: Das Amt für Strukturverbesserungen hat das vorliegende Projekt 
für jene Dienststelle geprüft und anschliessend in seiner Stellungnahme geltend gemacht, dass für 
die Aufweitung und die Revitalisierung des Niderbaches ca. 1.1 ha landwirtschaftliche Nutzflache 
erworben werden müssten. Bei diesen Flachen handle es sich nicht um Fruchtfolqeflàchen. Aus 
der Sicht der Landwirtschaft und den Strukturverbesserungen kënne zum Vorhaben eine positive 
Vormeinung mit Bedingungen und Auflagen abgeben werden. Diese werden ais recht-, zweck- und 
verhâltnisrnassiq betrachtet und in das Dispositiv des vorliegenden Entscheides integriert. Dabei 
sei vermerkt, dass die von der Dienststelle geforderte flache Bëschung gegen das angrenzende 
Kulturland bereits qemâss dem Auflageprojekt im Verhàltnis 1 :4 auszubilden ist (und folglich dem 
geplanten Bauvorhaben entspricht). 

8.2 Dienstste l/e für Jaqd , F ischerei und Wildtiere: Jene Fachstelle hat in ihrer Vormeinung in Bezug auf 
die Aspekte ,,Fischerei/Fischfauna" ausführlich zum Projekt Stellung genommen. Die dabei von der 
Dienststelle vorgebrachten Darlegungen werden im Rahmen des Gesuches um Erteilunq der 
fischereirechtlichen Bewilligung gemass Art. 8 BGF behandelt (nachfolgend unter Kapitel A.2). ln 

Bezug auf die Aspekte ,,Jagd" und ,,Wildtiere" hat die erwahnte kantonale Fachstelle keine 
Bemerkungen angefügt. lnsgesamt betrachtet hat sich samit auch die Dienststelle für Jagd, 
Fischerei und Wildtiere positiv zum vorliegenden Projekt geaussert. 

9. D ie Ausnahm ebew illigung gem ass Art. 24 RPG 

9.1 Nach Massgabe von Art. 22 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Raumplanung ist Voraussetzung 
einer Bewilligung, dass die Bauten und Anlagen dem Zweck der Nutzungszone entsprechen und 
dass das Land erschlossen ist. Abweichend von Art. 22 Abs. 2 RPG kënnen Bewilligungen für die 
Errichtung von Bauten und Anlagen erteilt werden, wenn a) der Zweck der Bauten und Anlagen 
einen Standort ausserhalb der Bauzonen erfordert und b) keine überwiegenden lnteressen 
entgegenstehen (Art. 24 RPG). Weiter bestimmt das eidgenëssische Raumplanungsgesetz, dass 
die Kantone die Zustandigkeiten und Verfahren zu ordnen haben und dass die zustàndiqe 
kantonale Behërde bei allen Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen zu entscheiden habe, ob 
diese zonenkonform sind oder ob für sie eine Ausnahmebewilligung erteilt werden kann (Art. 25 
RPG). 

9.2 Aus den oben stehenden Ausführungen geht hervor, dass im vorliegenden Fall der Staatsrat für die 
Genehmigung des Projektes zustandiq ist, und dass er gemass Art. 34 kWBG die verschiedenen 
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anwendbaren Verfahren und die diesbezüglichen Entscheide materiell und formel! zu koordinieren 
hat (siehe oben die Ziffern zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA2.3 , 3 .2  und 3.5). 

9 .3  Das Projekt ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung Geschinersee" sieht die Umsetzung 
verschiedener Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen vor, die sich allesamt ausserhalb 
der Bauzonen befinden. Es ist daher zu prüfen, ob die Voràussetzungen für die Erteilung einer 
Ausnahmebewilligung qemass Art. 24 RPG erfüllt sind. 

9.3.1 Der Standort der Eingriffe ergibt sich aus der Lage des zu revitalisierenden Niderbachs, 
bzw. des aufzuwertenden Geschinersees. Dabei liegt es in der Natur der Sache, dass die 
geplanten Massnahmen direkt beim erwahnten Bach, bzw,. beim erwahnten See vorgenommen 
werden müssen, wenn man effektiv diesen Bach revitalisieren, bzw. diesen See aufwerten will. 
Gernàss dem Technischen Bericht des Auflagedossiers wurden in Bezug auf die Wahl der 
Linienführung des Niderbachs zwischen der Kantonssfrasse und dem See verschiedene Varianten 
geprüft. Dem Bericht kënnen nachvollziehbar die wesentlichen Gründe entnommen werden, 
weshalb die Gemeinden sich für die aufgelegte Linienwahl entschieden haben. Dabei wird der 
Nachweis erbracht, dass die Standortgebundenheit vorliegend gegeben ist. Auch die kantonale 
Fachstelle in Bezug auf die Raumplanung, die Dienststelle für Raumentwicklung, hat in ihrer 
Stellungnahme zum Projekt explizit festgehalten, dass ,,es sich hierbei um standor:tgebundene 
Anlagen" handle, sodass ihrer Ansicht nach .eine Ausnahmebewilligung im Sinne von Art. 24 RPG 
erteilt" werden kônne, Die urteilende Behërde sieht keine Veranlassung, an dieser Einschàtzunq 
der kantonalen Fachstelle zu zweifeln. 

9.3.2 Die im Projekt vorgesehenen Arbeiten erfolgen aufgrund übergeordneter lnteressen. 
Bereits der zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBABund hat in verschiedenen Publikationen zum Thema Gewasserschutz festgehalten, 
dass es ein Ziel der schweizerischen Gewasserschutzpolitik sei, durch Revitalisierungen naturnahe 
Fliessgewasserstrecken zu erhalten und zurückzugewinnen. Der Kanton Wallis hat im Jahr 2013 
seine Gewasserschutzgesetzgebung aufgrund der Vorgaben des Bundes angepasst und dabei 
beschlossen, dass Oberflachenqewâsser zu revitalisieren seien (siehe Art. 23 kWBG). ln der 
,,Wasserstrategie des Kantons Wallis" vom 10. Oktober 2013 hat er deshalb Massnahmen dazu 
formuliert, wie l.ebensràume der Wasserlaufe erhalten und aufgewertet werden sollen. Gleichzeitig 
hat er explizit festgehalten, dass dabei .der Revitalisierung von Gewassem ein hoher Stellenwert 
zukommt". Die beiden involvierten Gemeinden haben im Technischen Bericht des vorliegend zu 
beurteilenden Auflagedossiers die zahlreichen Vorteile des Projektes auf eindrückliche Weise 
herausgestrichen. ln Anbetracht des Vorstehenden kann zusarnrnenqefasst festgehalten werden, 
dass das vorliegende Projekt ëffentlichen lnteressen des Bundes, des Kantons, der Gemeinden 
und der Allgemeinheit dient, die starker zu gewichten sind, ais allenfalls dem Projekt 
entgegenstehende lnteressen Einzelner. Dabei fallt auf, das vorliegend nur zwei Einsprachen 
eingereicht wurden, welche spàter jedoch beide wieder zurückgezogen wurden. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

9.4 lnsgesamt betrachtet ergibt sich damit, dass in Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen, 
der gesamten relevanten Umstande und in Abwagung aller lnteressen die raumplanungsrechtliche 
Ausnahmebewilligung qemàss Art. 24 RPG für die im vorliegenden Projekt vorgesehenen 
Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen erteilt werden kann. 

1 O . D ie E insprachebehand lung 

10.1 Gegen das vorliegende Projekt wurden zwei Einsprachen eingereicht, namlich einerseits von den 
,,Landwirten von Ulrichen und Geschinen, z.H. Müller Roland" (am 12. Juli 2016) und andererseits 
von ,,Sigune Eisenmeier Müller und Roland Müller" (am 13. Juli 2016). Es handelt sich dabei um 
inhaltlich weitgehend identische Einsprachen. Nach der Durchführung der Einspracheverhandlung 
haben beide Einspracheparteien mit Eingabe jeweils vom 8. September 2016 die Einsprache 
zurückgezogen. Beide Einsprachen gelten damit ais durch Rückzug erledigt. 

10.2 Aus den Eingaben der Gemeinden Münster-Geschinen (19. September 2016) und Obergoms (20. 
September 2016) sowie der vorhandenen Korrespondenzen geht hervor, dass die Gemeinden im 
Rahmen der Einspracheverhandlung mit den Einsprechern eine Projektanpassung beschlossen 
haben. Entlang der Flurstrasse nôrdlich des neuen Gerinnes salien demzufolge quer zur Strasse . 
Rohre zur Entwasserung des angrenzenden Wieslandes (der bergseitigen Hâchen) eingebaut 
werden. Es handelt sich dabei um eine geringfügige Ânderung des Projektes, für welche gestützt 
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auf Art. 27 Abs. 2 kWBG keine ëffentliche Auflage erforderlich ist. Beide Gemeinden haben in ihren 
Eingaben bestâtiqt, dass der Gemeinderat der jeweiligen Gemeinde nicht nur das Auflagedossier, 
sondern auch die vorerwahnte Projektanpassung genehmigt hat. Aufgrund der vorstehenden 
Darlegungen, in Berücksichtigung der gesamten relevanten Umstande und der vorhandenen 
lnteressen sieht die urteilende Behërde keine Veranlassung, die beantragte Projektanpassung 
nicht zu genehmigen. Sie wird deshalb zusammen mit dem vorliegenden Gesamtentscheid 
genehmigt, was auch im Dispositiv dieses Entscheides vermerkt wird. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

A.2 Fischereirechtliche Bew illigung gem ass Art. 8 B G F zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1. Eingesehen 

1. das im Rahrnen der ëffentlichen Planauflage des Auflagedossiers ,,Revitalisierung Niderbach / 
Biotopaufwertung Geschinersee" in den Arntsblâttern Nr. 25 vom 17. Juni 2016, bzw. Nr. 26 vom 
24. Juni 2016 durch die ehemalige Gemeinde Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms), bzw. 
durch die Gemeinde Obergoms publizierte Gesuch um Erteilung einer Spezialbewilligung für 
Einqriffe in Fischereigewasser; 

2. den Art. 8 des Bundesgesetzes über die Fischerei vom 21. Juni 1991 (BGF), die Art. 56 ff. des 
kantonalen Fischereigesetzes vom 15. November 1996 (kFG). sowie die Art. 1, 5, 25, 34 und 35 
des kantonalen Gesetzes über den Wasserbau vom 15. Marz 2007 (kWBG); 

3 . das im oberwahnten Auflagedossier enthaltene ,,Gesuch um Bewilligung für technische Eingriffe in 
Fliessqewasser" vom 30. Januar 2015, die diesbezüglichen Ausführungen und Angaben im 
Technischen Bericht des Dossiers sowie die übrigen Plane und Unterlagen des Auflagedossiers; 

4. die Eingaben der beiden eingangs erwahnten Gemeinden vom 19., bzw. 20. September 2016 aus 
denen hervorgeht, dass gegen das Gesuch um Bewilligung für technische Eingriffe in 
Fliessgewasser keine Einsprachen eingereicht worden sind; 

5 . die Stellunqnahme der Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere vom 4. November 2016; 

6 . die übriqen Akten. 

Il. Erw agend 

1. Eingriffe ·in die Gewàsser, ihren Wasserhaushalt oder ihren Verlauf sowie Eingriffe in die Ufer und 
den Grund von Gewassern benëtigen qemass Art. 8 BGF eine fischereirechtliche Bewilligung der 
zustàndlqen kantonalen Behërde, soweit sie die lnteressen der Fischerei berühren kënnen. Das 
vorliegend zu beurteilende Revitalisierungs- und· Aufwertungsprojekt erfordert Eingriffe im Sin ne 
von Art. 8 BGF in die Flscherelqewàsser des Niderbachs / Geschinersees, welche die Fischerei 
beeintràchtlqen kënnten, sodass eine fischereirechtliche Bewilligung erforderlich ist. 

2. Gemass Art. 57 Abs. 2 kFG ist die fischereirechtliche Bewilligung von der im massgeblichen 
Verfahren der Verwirklichung des technischen Eingriffs zustandiqen Behërde in· einem 
koordinierten und einheitlichen Entscheid zu erteilen. Die zustandiqe Behërde für den Entscheid 
über das vorliegende Projekt ist gemass Art. 25 i.V. mit Art. 35 kWBG der Staatsrat. Er hat qemass 

.Art. 34 kWBG und aufgrund. der Koordinationsgrundsatze in seinem Gesamtentscheid aile in. 
Bezug auf das Projekt zu erlassenden kantonalen Bewilligungen zu integrieren. Der Staatsrat 
entscheidet demzufolge vorliegend auch über die fischereirechtliche Bewilligung qemâss Art. 8 
BGF. Aus Gründen der Koordination wird dieser Bewilligungsentscheid in die vorliegende 
Plangenehmigungsverfügung der Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen integriert (vgl. 
oben Kapitel A.1, Ziffer 3.). 
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3. 1st eine fischereirechtliche Bewilligung qemass Art. 8 BGF erforderlich, hat der Gesuchsteller 
bereits mit der Ausarbeitung des Projektes der zustândiqen Behôrde einen Bericht zur Verfügung 
zu stellen, der es erlaubt, die Auswirkungen des Projektes auf die Fischgewasser und die Umwelt 
sowie die zu treffenden · Massnahmen zu bestimmen. Dieser muss namentlich alle Angaben 
enthalten, welche die Behôrde für die Projektbeurteilung benôtigt (Art. 58 kFG). zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAMit den Angaben 
im entsprechenden Gesuch des Auflagedossiers und den übrigen Ausführungen im Technischen 
Bericht des Dossiers wurde dieser Verpflichtung angemessen Rechnung getragen. Weder von 
Privaten, noch von Seiten der Verwaltungsbehôrden wurden zusatzliche Unterlagen verlangt. 

4. Die für die Erteilung der flscherelrechtlichen Bewilligung zustàndiqe Behôrde hat gestützt auf Art. 
57 Abs. 2 kFG vorgangig die Zustimmung des mit der Fischerei betrauten Departements 
einzuholen. Dabei kann die Zustimmung des Departements auch Auflagen und Bedingungen 
beinhalten (Art. 59 kFG). Vorliegend hat das zustandiqe Departement durch seine Dienststelle für 
Jagd, Fischerei und Wildtiere (DJFW) am 4. November 2016 seine Stellungnahme abgegeben und 
dabei unter Vorbehalt von verschiedenen Auflagen und Bedingungen eine positive Vormeinung 
zum Projekt eingereicht. Diese Auflagen und Bedingungen werden ais recht-, zweck- und 
verhàltnisrnâssiq anerkannt und in den vorliegenden Gesamtentscheid integriert. 

5. · Die im ôffentlich aufgelegten ,,Gesuch um Bewilligung für technische Eingriffe in Fliessqewâsser" 
und im Technischen Bericht des Auflagedossiers sowie in den Auflagen und Bedingungen der 
DJFW vorgesehenen Massnahmen kënnen die negativen Auswirkungen des Projektes auf die 
Fischereigewasser des Niderbachs und des Geschinersees massgeblich vermindern. Kommt 
hinzu, dass mit dem vorliegenden Revitalisierungs- und Aufwertungsprojekt gèwichtige ôffentliche 
lnteressen verfolgt werden wie .die Erhaltung, die Wiederherstellung und die Gestaltung des 
Gewassers in einem soweit wie môglich natürlichen Zustand (Art. 1 kWBG). Mit der Realisierung 
des Projektes wird eine erhebliche ôkologische Aufwertung im Bereich Natur und Landschaft 
gewahrleistet, sodass das Projekt allgemein der Wahrnehmung verschiedener fundamentaler 
Grundsàtze des Wasserbaugesetztes dient (siehe Art. 5 Abs. 2 kWBG). Diese gewichtigen 
ôffentlichen lnteressen überwiegen die insbesondere wahrend der Bauarbeiten entstehenden 
Beeintrachtigungen der Fischereiinteressen, .sodass die fischereirechtliche Bewilligung unter 
Berücksichtiqunq der vorstehenden Ausführungen und der gesamten relevanten lnteressen 
gemass Art. 8 BGF zu erteilen ist. 

8. GEWÂSSERRAUM NIDERBACH UND GESCHINERSEE zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1. Eingesehen 

das Auflagedossier betreffend die Festlegung des ,,Gewasserraums des Niderbachs und des 
Geschinersees", gelegen auf Gebiet der ehemaligen Gemeinde Münster-Geschinen (heute 
Gemèinde Goms) und der Gemeinde Obergoms, enthaltend den ,,Plan der Gewàsserràume" Nr. 
F810004_18_1, im Massstab 1:2'500, vom Januar 2016, die dazugehôrigen Vorschriften zur 
Festlegung von Eigentumsbeschrankungen im Gewasserraum vom Mai 2016 sowie dem 
Technischen Bericht ebenfalls vom Mai 2016; 

die ôffentlichen Auflagen in den Arntsblàttern Nr. 25 vom 17. Juni 2016 (ehemalige Gemeinde 
Münster-Geschinen) und Nr. 26 vom 24. Juni 2016 (Gemeinde Obergoms); 

das ebenfalls in den vorerwahnten Arntsblâttern gleichzeitig durch die beiden Gemeinden ôffentlich 
publizierte Auflagedossier ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung Geschinersee" vom 13. 
Juni 2016, inkl. die darin enthaltenen Unterlagen und Plane; 

die zwei eingereichten Einsprachen einerseits von den ,,Landwirten von Ulrichen und Geschineri, 
z.H, Müller Roland" (12. Juli 2016) und andererseits von ,,Sigune Eisenmeier Müller und Roland 
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Müller" (13. Juli 2016) sowie die beiden Rückzüge dieser Einsprachen (Eingaben jeweils vom 8. 
September 2016); 

die Eingaben der beiden eingangs erwahnten Gemeinden vom 19., bzw. 20. September 2016 aus 
denen hervorgeht, dass das Auflagedossier ,,Gewasserraum Niderbach / Geschinersee" ordentlich 
êiffentlich aufgelegt worden ist; 

den Art. 36a des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewasser vom 24. Januar 1991 '(GSchG), 
die Art. 41 a ff. der eidgenêissischen Gewasserschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV) 
und die Art. 1, 5, 6 und 13 des kantonalen Gesetzes über den Wasserbau vom 15. Marz 2007 
(kWBG); zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

) 

das vom instruierenden Verwaltungs- und Rechtsdienst des Departements für Verkehr, Bau und 
Umwelt (VRDVBU) am 26. September 2016 bei den interessierten kantonalen Dienststellen 
erëffnete Vernehmlassungsverfahren und die dabei eingereichten Vormeinungen der: 

• Dienststelle für Raumentwicklung (14. Oktober 2016), ' 
• Dienststelle für Landwirtschaft (26. Oktober 2016), 
• Dienststelle für Wald und Landschaft (28. Oktober 2016), 

Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere (4. November 2016), 
• Dienststelle für Umweltschutz (11. November 2016), 
• Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau (11. Januar 2017); 

die Mail-Korrespondenzen zwischen dem VRDVBU und der Dienststelle für Strassen, Verkehr und 
Flussbau (DSVF) vom 20. Dezember 2016 und vom 24, bzw. 25. Januar 2017; 

die übrigen Akten. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Il. E rw a g e n d 

1 . V e rfa h re n zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

'.) 

1.1 Der Bund hat in Art. 36a des Gewasserschutzgesetzes bestimmt, dass der Raumbedarf der 
oberirdischen Gewasser festzulegen ist, der erforderlich ist für die Gewàhrleistunq folgender 
Funktionen (Gewâsserraum): die natürlichen Funktionen der Gewasser, den Schutz var 
Hochwasser und die Gewassernutzung. Gernàss den Übergangsbestimmungen der 
eidgenêissischen Gewasserschutzverordnunq zur Anderung vom 4. Mai ·2011 muss der 
Gewasserraum bis zum 31. Dezember 2018 festgelegt werden. Der Kanton Wallis hat in Art. 13 
kWBG das erforderliche Verfahren zur Bestimmung des Gewasserraums geregelt. 

1.2 Gemass Art. 13 Abs. 3 Bst. b kWBG obliegt die Bestimmung des Gewàsserraurns für ein oberirdi- 
sches Gewasser den Gemeinden für diejenigen Gewâsser, die ihnen gehêiren (vgl. Art. 6 Bst. b 
kWBG). Bei Gewàssern, welche die Grenze zwischen zwei oder mehreren Gemeinden bilden, ist 
die Bestimmung des Gewasserraumes unter den Parteien abzusprechen. lm vorliegenden Fall, bei 
welchem es um die Festlegung der Gewàsserràume kommunaler Gewasser geht, nàrnlich des 
Niderbachs und des Geschinersees, waren demzufolge die beiden Standortgemeinden Obergoms 
und Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms) für die Einreichung der Gesuche zustândiq, zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1.3 Der Art. 13 Abs. 4 kWBG legt fest, dass der Gewasserraum für ein oberirdisches Gewâsser in 
Form von Planen und Vorschriften bestimmt wird, welche die Mêiglichkeiten der Bodennutzung so- 
wie die Eigentumsbeschrankungen festlegen. lm vorliegenden Fall enthalt das Auflagedossier die 
von der Gesetzgebung verlangten Dokumente. ln Bezug auf die Vorschriften ist festzuhalten, dass 
diesen keine eigene Tragweite zukommt. Sie übernehmen vielmehr die gesetzlichen 
Bestimmungen des Bundes (insbesondere Art. 41c GSchV), welche umfassend die Gestaltungs- 
und Bewirtschaftungsmêiglichkeiten innerhalb des Gewâsserraurns regeln. 

1.4  Die erforderlichen Unterlagen werden in der Standortgemeinde êiffentlich aufgelegt. Anmerkungen 
und begründete Einsprachen kêinnen wahrend 30 Tagen nach der Verêiffentlichung im Amtsblatt 
eingereicht werden. Die Gemeinde überweist den · Planentwurf mitsamt Bemerkungen und 
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Einsprachen und zusammen mit ihrerVormeinung an das Departement (Art. 13 Abs. 4 kWBG). zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAlm  
vorliegenden Fall wurde das Projekt wàhrend 30 Taqen ëffentlich aufgelegt, sodass für jede 
betroffene Persan die Mëglichkeit bestand, allenfalls nach eigenem Gutdünken Einsprache zu 
erheben oder Anmerkungen zum Projekt einzureichen. lnnert der gesetzlichen Frist wurden zwei 
Einsprachen gegen die aufgelegten Gewasserraume hinterlegt, welche jedoch beide nach der 
Einspracheverhandlung zurückgezogen wurden. 

1.5 Nach Anhërung insbesondere der mit dem Wasserbau beauftragten Dienststelle sowie der für den 
Umweltschutz, die Fischerei, die Wildtiere, die Raumplanung, die Natur und die Landwirtschaft zu- 
stândlçen Dienststellen entscheidet der Staatsrat über die Einsprachen und genehmigt die Plane 
mit den zugehërigen Vorschriften (Art. 13 Abs. 5 kWBG). lm vorliegenden Fall ist der Staatsrat zu- 
stàndiq, um über die Gesuche betreffend die Festlegung der Gewasserrëume zu entscheiden. 

1.6 Die ehemalige Gemeinde Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms) und die Gemeinde 
Obergoms haben gleichzeitig mit dem vorliegenden Auflagedossier ,,Gewasserraum Niderbach / 
Geschinersee" im Amtsblatt das Auflagedossier ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung 
Geschinersee" publiziert. Die beiden Projekte betreffen dieselben Hiessqewâsser, nàrnlich den 
Niderbach und den Geschinersee. Die Koordination der beiden Dossiers entspricht dem Art. 13 · 
Abs. 6 kWBG (wonach der Gewasserraum im Rahmen von Genehmigungsverfahren für 
Ausführungsprojekte des Wasserbaus oder der Gewasserrevitalisierung ortsweise ausgeschieden 
werden kann). Daraus und aufgrund der Koordinationsgrundsatze (vgl. oben Kapitel A .1, Ziffer 3.) 

ergibt sich, dass der Entscheid über die Gewasserràume des Niderbaches und des Geschinersees 
i~ den Plangenehmigungsentscheid des Staatsrates betreffend die Revitalisierung Niderbach / 
Biotopaufwertung Geschinersee zu integrieren ist. 

2. . T ragw eite des Projektes 

2.1 ln ihren Eingaben vom 19., bzw. 20. September 2016 beantragen die beiden vorerwahnten 
Gemeinden die Homologation des Auflagedossiers .Gewësserraum Niderbach / Geschinersee" 
durch den Staatsrat. Dem Dossier kann entnommen werden, dass es vorliegend einzig um die 
Gewàsserraume dieser beiden Gewasser geht. Die GWR der übrigen Gewàsser der Gemeinden 
Goms und Obergoms werden in separaten Auflagedossiers behandelt und entsprechend in 
eigenen Genehmigungsverfahren dem Staatsrat zum Entscheid vorgelegt. 

2.2 Nicht Teil der vorliegenden Plangenehmigung bildet zudem der Gewasserraum der Rhone. Die 
Festlegung ·des GWR der Rhone (auch soweit sich die Rhone auf dem Gebiet der Gemeinden 
Goms und Obergoms befindet) obliegt dem Kanton (siehe Art. 13 Abs. 3 Bst. a kWBG). 

2.3 Besondere Erwahnunq bedarf der Umstand, dass es sich beim Niderbach um einen Grenzfluss der 
beiden Gemeinden Goms und Obergoms handelt. Der Art. 13 Abs. 3 Bst. b kWBG bestihlmt, dass 
bei Gewassern, welche die Grenze zwischen zwei oder mehreren Gemeinden bilden, die 
Bestimmung des GWR unter den Parteien abzusprechen ist. Aus den Dossierunterlagen kann 
entnommen werden, dass diese Absprache vorliegend erfolgt ist. 

2.4 Betreffend die im vorliegenden Plangenehmigungsentscheid zu behandelnden zwei Gewasser 
(Niderbach und Geschinersee) ist festzuhalten, dass die beantragten Gewasserrâume dieser 
Gewasser im ,,Plan der Gewësserràume" Nr. F810004~ 18_ 1; Massstab 1 :2'500, vom Januar 2016 
abgebildet werden. Dieser Plan ist dem Staatsrat zur Genehmigung zu unterbreiten. Daneben 
enthalt das Auflagedossier noch einen Technischen Bericht (inkl. dort aufgeführte verschiedene 
Anhanqe) der dem Staatsrat nicht zum Entscheid vorzuleqen ist. Er dient aber ais zusatzliche 
Information allen Betroffenen, stellt umfassend die Herleitung der beantragten GWR dar und liefert 
nachvollziehbare Begründungen für die diesbezüglichen Antraqe. Gestützt auf die vorstehenden 
Ausführungen (siehe Ziffer 1.3) werden im vorliegenden Fall auch die Vorschriften zur Festlegung 

· von Eigentumsbeschrankungen im GWR dem Staatsrat nicht zur Genehmigung unterbreitet, da 
sich diese vielmehr direkt aus den entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen des Bundes 
ergeben (ein entsprechender Hinweis wird im Dispositiv dieses Entscheides aufgenommen). Dabei 
wird berücksichtigt, dass die direkt anwendbaren VerordnungsbestimmUngen des Bundes bereits 
revidiert wurden und auch im Jahre 2017 erneut revidiert werden. 
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2.5 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADas beauftragte lngenieurbüro hat in Erarbeitung des vorliegend zu prüfenden Auflagedossiers 
unter anderem folgende Datengrundlagen berücksichtigt: Kantonales lnventar der éiffentlichen 
Obertlachenqewâsser, Hochwasserschutzprojekte, Revitalisierungsplanungen und -massnahmen, 
Hydrologische Gefahrenkarten, Zonennutzunqsplâne und Schutzinventare. Alsdann hat es die 
natürliche Gerinnesohlenbreite bestimmt und den Niderbach qernass den gesetzlichen Vorgaben, 
Merkblatter und Richtlinien von Bund und Kanton in neun Abschnitte unterteilt. Die Unterteilung 
des GWR des Geschinersees hat es aufgrund der Himmelsrichtungen vorgenommen. Basierend 
auf diesen Angaben und in Berücksichtigung weiterer Überlegungen (Lage in Schutzzone / 
kantonales Schutzgebiet; Auswirkungen des Revitalisierungs- und Aufwertungsprojektes) 
beantragen die beiden involvierten Gemeinden die Homologation der GWR der beiden Gewasser 
Niderbach und Geschinersee (siehe die Behandlunq unter Ziffer zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA5.). 

3 . D ie B eurte ilung der kantona len B ehërden 

3.1 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADienststel/e für Strassen, Verkehr und F/ussbau: Die DSVF ist die zustândiqe kantonale Fachstelle 
in Bezug auf die Festlegung der GWR und begleitet mit ihrem Know-how die Gemeinden bei der 
Realisierung ihrer Projekte. Vorliegend hat die Dienststelle in ihrer Stellungnahme dargetan, dass 
der GWR des Geschinersees global ais ausgeglichen betrachtet werden kënne. Seine variable 
Flache stelle nach Ansicht der DSVF einen Korridor in Koharenz mit der Naturschutzzone dar 
(Verschiebung des GWR entsprechend den lokalen Gegebenheiten). Die 6 m im Minimum im 
Süden würden den bestehenden landschaftlichen und natürlichen Werten entsprechen, sowie der 
Pufferzone gegen chemische Verschmutzung (Landwirtschaft/Strasse). Für das nachste Mal regte 
jene Fachstelle des Kantons an, dass der Verzicht auf die Festlequnq des Gewasserraums im 
Wald und in den Séimmerungsgebieten eberifalls auf einem Auflageplan erscheinen sollte (Nid 08- 
09-10 sollten auf einen Plan im Massstab 1 :10'000 dargestellt werden). Schliesslich wies die DSVF 
noch darauf hin, dass die neuen Bestimmungen im Bau- und Zonenreglement übertragen werden 
müssen. lnsgesamt gab sie aber in Berücksichtigung der vorstehenden Bemerkungen eine positive 
Vormeinung ab. 

3.2 Dienststel/e für Raum entwick/unq: Die Raumplanungsfachstelle hat in ihrer Eingabe vorgebracht, 
dass sie zur Festlegung des GWR ebenfalls eine positive Vormeinung abgeben kéinne, vor allem 
weil damit unter Berücksichtigung der geplanten Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen 
sowie der Topographie die natürlichen Funktionen des Gewàssers und der Schutz vor Hochwasser 
sichergestellt werden kéinnen. 

3.3 Dienststel/e für Landwirtschaft: Das Amt für Strukturverbesserungen hat für die erwàhnte 
Dienststelle das Gesuch um Festlegung der GWR des Niderbachs und des Geschinersees 
überprüft und anschliessend eine positive Vormeinung abgegeben, wenn auch unter Vorbehalt von 
Auflagen und Bedingungen. Diese werderï ais recht-, zweck- und verhâltnismâsslq anerkannt und 
in das Dispositiv des vorliegenden Entscheides aufgenommen. 

3.4 Die Beurteilunq durch die übriqen kantonalen D ienststel/en: Auch die Dienststelle für Wald und 
Landschaft, die Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere sowie die Dienststelle für 
Umweltschutz haben jeweils eine Überprüfung des Auflaqedosslers .Gewàsserraum Niderbach / 
Geschinersee" vorgenommen. Alle drei Fachstellen haben anschliessend jeweils eine positive 
Vormeinung ohne weitere Bemerkungen in Bezug auf die fraglichen Gewasserràume abgegeben. 

4 . D ie E insp rachebehandlun g 

Gegen die beantragte Festlegung der GWR des Niderbachs und des Geschinersees wurden zwei 
Einsprachen eingereicht, narnlich einerseits von den ,,Landwirten von Ulrichen und Geschinen, z.H. 
Müller Roland" (am 12. Juli 2016) und andererseits von ,,Sigune Eisenmeier Müller und Roland 
Müller'' (am 13. Juli 2016). Es handelt sich dabei um inhaltlich weitgehend identische Einsprachen 
die sich sowohl gegen die Festlegung der GWR, ais auch gegen das Revitalisierungs- und 
Aufwertungsprojekt gerichtet haben. Nach der Durchführung der Einspracheverhandlung haben 
beide Einspracheparteien mit Eingabe jeweils vom 8. September 2016 die Einsprache 
zurückgezogen. Beide Einsprachen gelten damit ais durch Rückzug erledigt (für weitergehende 
Angaben sei auf das oben Stehende verwiesen, Kapitel A.1 Ziffer 10.). 
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'J zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

5 . G esam tbeurte ilun g de r G ew âsserrâu m e 

5.1 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADer Gewâsserraurn für Fliessgewasser, bzw. für stehende Gewasser ist qemàss den Vorgaben der 
Art. 41a, bzw. 41b GSchV zu bemessen. Die Bestimmung des Gewasserraurns hat zudem den 
Weisungen des Departements zu eritsprechen (Art. 13 Abs. 3 Bst. b kWBG). lm vorlieqenden Fall 
beinhaltet das Projekt die Festlegung der GWR des Niderbaches und des Geschinersees, gelegen 
auf dem Gebiet der Gemeinden Goms und Obergoms. Die GWR der übrigen Fliessgewasser 
dieser beiden Gemeinden werden in separaten Verfahren bis zum Jahre 2018 festgelegt. 

5.2 Der Art. 41 a GSchV bestimmt in seinem Absatz 1, dass der Gewasserraum in gewissen Biotopen, 
Naturschutzgebieten, Moorlandschaften und Reservaten mindestens die folgende Breite 
aufzuweisen hat: 

a. fur Fliessgewasser mit einer Gerinnesohle zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA< 1 m natürlicher Breite: 11 m; 
b. für Fliessgewasser mit einer Gerinnesohle von 1 - 5 m natürlicher Breite: die 6-fache Breite 

der Gerinnesohle plus 5 m; 
c. für Fliessgewasser mit einer Gerinnesohle von > 5 m natürlicher Breite: die Breite der 

Gerinnesohle plus 30 m. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

5.3 Gernàss dem Absatz 2 von Art. 41 a GSchV muss die Breite des Gewasserraums in den übrige_n 
Gebieten mindestens folgende Ausmasse betragen: 

a. für Fliessgewasser mit einer Gerinnesohle < 2 m natürlicher Breite: 11 m; 
b. für Fliessqewâsser mit einer Gerinnesohle von 2 - 15 m natürlicher Breite: die 2,5-fache Breite 

der Gerinnesohle plus 7 m. 

5 .4 Weiter kann dem Absatz 3 der vorgenannten Bestimmung entnommen werden, dass die nach den 
Absatzen 1 und 2 berechnete Breite des GWR erhëht werden muss, soweit dies erforderlich ist zur 
Gewâhrleistunq: (a.) des Schutzes vor Hochwasser, (b.) des für eine Revitalisierung erforderlichen 
Raumes, (c.) der Schutzziele von Objekten nach Absatz · 1 sowie anderer überwiegender 
lnteressen des Natur- und Landschaftsschutzes und (d.) einer Gewassernutzung. 

5.5 lm vorliegenden Fall wird im Auflagedossier gestützt auf den eben zitierten Absatz 3 und die 
vorgesehene Revitalisisrung in Bezug auf den Niderbach, der in neun Abschnitte unterteilt wird, in · 
den Abschnitten NID-03 und NID-04 eine Erweiterung des minimalen (theoretischen) GWR auf 
einen effektiven GWR mit einer Breite von bis zu 54 m, resp. 49 m beantragt (Gewasserraum 
entspricht der Flache der projektierten Bachaufweitung). Eine Erweiterung des GWR erfahren auch 
die Abschnitte NID-05 und NID-06 (GWR wird an den àusseren Bëschungsfuss des Uferdamms 
gelegt; bzw. auf die ausgewiesene Parzellengrenze des Kiesfangbeckens erweitert). Wahrend in 
den beiden Abschnitten NID-02 und NID-07 der minimale (theoretische) GWR respektiert wird 
(ohne Erweiterungen), wurde betreffend die Abschnitte oberhalb von NID-07 auf die Ausscheidung 
des GWR verzichtet (Abschnitte im Wald- und/oder Sômrnerunqsqebiet). Schliesslich sei noch 
erwahnt, dass der Abschnitt NID-01 durch den GWR des Rottens abgedeckt ist. 

5.6 ln Bezug auf den Geschinersee ist zunachst darauf hinzuweisen, dass die Breite des GWR für 
stehende Gewasser gemass Art. 41 b Abs. 1 GSchV mindestens 15 m betragen muss (gemessen 
ab der Uferlinie). Gernass Absatz 2 dieser Bestimmung muss diese Breite erhëht werden, soweit 
dies erforderlich ist zur Gewahrleistunq: (à.) des Schutzes vor Hochwasser, (b.) des für eine 
Revitalisierung erforderlichen Raumes, (c.) überwiegender lnteressen des Natur- und 
Landschaftsschutzes und (d.) der Gewassernutzung. Wahrend im Norden und im Westen die 
vorerwahnten 15 m respektiert werden, schlagen die Gesuchsteller vor, dass der GWR im Süden 
durch die bestehende Strasse und im Osten durch die neue Gelàndeaufschüttunq begrenzt werden 
selle. 

5.7 Dem Auflaqedossier kann entnommen werden, dass der beantragte effektive GWR die Vorgaben 
des minimalen theoretischen GWR überall respektiert. Auf weiten Teilen des Projektperimeters • 
werden Erweiterungen des Gewasserraums vorgeschlagen, insbesondere aufgrund der geplanten 
Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen. Die interessierten kantonalen Dienststellen, 
insbesondere die Dienststelle für Umweltschutz und die betreffend Gewasserrâume zustandiqe 
Fachstelle, die Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau, sind nach Überprüfung der Plane 
und Unterlagen zum Schluss gelangt, dass die GWR für den Niderbach und den Geschinersee 

Goms und Obergoms: Revitalisierung Niderbach und Éliotopaufwertung Geschinersee / Gewâsserrâume 14 / 21 



vorliegend korrekt ausgeschieden worden sind. Aufgrund der vorstehenden Ausführungen, der 
Beurteilungen der kantonalen Fachstellen, in Berücksichtigung der gesamten relevanten Umstande 
und unter Abwàqunq sàmtllcher vorhandener lnteressen kommt die urteilende Behërde zum 
Schluss, dass das vorliegende Projekt der Festlegung der Gewàsserrâume des Niderbaches und 
des Geschinersees in allen Teilen den einschlaqiqen Vorschriften der Gewasserschutz- und 
Wasserbaugesetzgebung, den Weisungen des Departements sowie der übrigen anwendbaren 
Bestimmungen des Bundes und des Kantons entspricht, sodass es gestützt auf die Art. 1, 5 und 13 
kWBG genehmigt werden kann. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

C. ASSCHLIESSENDE 8EURTEILUNG zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1. ·  Mit dem vorliegenden Projekt beabsichtigen die ehemalige Gemeinde Münster-Geschinen (heute 
Gemeinde Goms) und die Gemeinde Obergoms den Niderbach ab der Kantonsstrasse zu . 
revitalisieren und offen zunachst in den Geschinersee und von dort weiter in den Rotten zu leiten. 
Gleichzeitig soli das Biotop des Geschinersees aufgewertet werden. Die entsprechenden baulichen 
Massnahmèn beanspruchen auch Baden privater Eigentümer. Gemass Art. 26 BV ist das 
Eigentum gewahrleistet. Eine Eigentumsbeschrankung ist mit dieser Verfassungsbestimmung nur 
vereinbar, wenn sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruht, im überwiegenden ëffentlichen 
lnteresse liegt und verhaltnismëssiq ist (Urteil des Bundesgerichts 1 P.62/2007 vom 17. August 
2007). Die gesetzlichen Grundlagen für das vorliegende Projekt finden sich in der eidgenëssischen 
und kantonalen Gewasserschutz- und Wasserbaugesetzgebung .. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

3. 

2. ln Bezug auf das ëffentliche lnteresse am vorliegenden Projekt ist auf dessen Sinn und Zweck zu 
verweisen. Bereits bei der Frage nach der Erteilung einer Ausnahmebewilligung qemass Art. 24 
RPG wurden die vorlieqend vorhandenen ëffentlichen lnteressen umfangreich aufgelistet (siehe 
oben Ziffer zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA9 .3 .2 ). Dabei wurde festgehalten, dass das vorliegende Revitalisierungs- und 
Aufwertungsprojekt ëffentlichen lnteressen des Bundes, des Kantons, der Gemeinden und der 
Allgemeinheit dient, die starker zu gewichten sind, ais allenfalls dem Projekt entgegenstehende 
lnteressen Einzelner. Dabei fallt auf, das vorliegend nur zwei Einsprachen gegen das Projekt 
einqereicht und beide nach der Einspracheverhandlung zurückgezogen wurden. 

Das Gebot der Verhâltnismàsslqkeit verlangt, dass die von der Behërde gewahlten Massnahmen 
für das Erreichen des gesetzten Ziels geeignet, notwendig und zumutbar sind. Der angestrebte 
Zweck muss in einem vernünftigen Verhàltnis zu den eingesetzten Mitteln bzw. zu den zu seiner 
Verfolgung notwendigen Beschrankunqen stehen (Urteil des Bundesgerichts 1 P.543/2006 vom 30. 
November 2006). Aufgrund der gesamten Umstànde ergibt sich für das vorliegend zu beurteilende 
Projekt, dass dieses in einem verhâltnismâssiqen und zumutbaren Ausmass umgesetzt werden 
kann. 

4. Zudem ist von Bedeutung, dass das vorliegende Revitalisierungs- und Aufwertungsprojekt eine 
Spezialbewilligung qemass Art. 19 Abs. 2 GSchG (Bewilligung in besonders gefahrdeten 
Gewasserschutzbereichen), eine raumplanungsrechtliche Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 
RPG sowie eine fischereirechtliche Bewilligung für technische Eingriffe in ein Fischereigewasser 
benëtigt. Die Behandlung der entsprechenden Gesuche hat ergeben, dass sàmtliche Ausnahme- 
und Spezialbewilligungen im vorliegenden Fall erteilt werden kënnen. Aufgrund der formellen und 
materiellen Koordinationspflicht werden samtliche Spezialbewüliqunqen in den vorliegenden 
Gesamtentscheid integriert und gleichzeitig erëffnet. 

5. Des Weiteren haben die beiden involvierten Gemeinden vorliegend gleichzeitig mit der ëffentlichen 
Auflage des Revitalisierungs- und Aufwertùngsprojektes das Auflagedossier betreffend die 
Festlegung der Gewasserrâume des Niderbachs und des Geschinersees ëffentlich aufgelegt. 
Gernass Art. 13 Abs. 6 kWBG kann der GWR im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens für 
Ausführungsprojekte des Wasserbaus oder der Gewasserrevitalisierung ortsweise ausgeschieden 
werden. Aufgrund der anwendbaren Koordinationsgrundsatze wird der Entscheid über die 
Festlegung der GWR in den vorliegenden Plangenehmigungsentscheid des Staatsrates integriert. 
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6 . zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADie konsultierten kantonalen Dienststellen haben im Rahmén des Vernehmlassungsverfahrens die 
zugestellten Projektunterlagen jeweils in Bezug auf ihren Fachbereich eingehend überprüft. 
Samtliche Fachstellen haben im Anschluss daran eine positive Vormeinung zu den Projekten 
abgegeben, wenn auch teilweise unter Vorbehalt verschiedener Auflagen und Bedingungen. 

7. ln Berücksichtigung samtlicher vorstehender Ausführunqen, aufgrund der eingereichten 
Stellungnahmen der verschiedenen Dienststellen, in Berücksichtigung aller relevanten Umstande 
und unter Abwagung samtlicher vorhandener lnteressen ergibt sich somit, dass die beiden 
vorliegenden Projekte der Gemeinden Goms und Obergoms, bestehend aus den Revitalisierungs- 
und Aufwertungsmassnahmen einerseits und der Festlegung der Gewasserrâume andererseits, 
beides jeweils in Bezug auf den Niderbach und den Geschinersee, in allen Teilen den 
einschlàqiqen Vorschriften der Gewâsserschutz- und Wasserbaugesetzgebung, den Weisungen 
des Departements sowie der übrigen anwendbaren Bestimmungen des Bundes und des Kantons 
entsprechen, sodass sie gestützt auf die Art. 1, 5 und 13 des kWBG genehmigt werden kënnen. 
Sie werden mit allen in den genehmigten Projektunterlagen vorgesehenen Arbeiten ais Werk 
ôffentlichen Nutzens erklârt. Die vorliegende Plangenehmigung begründet überdies das Recht auf 
Enteignung aller zur Ausführung des Werkes benôtiqten Rechte (Art. 35 kWBG). zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

0. KOSTEN 

Gestützt auf Art. 88 ff. WRG und Art. 23 Gîar unterliegt der v.orliegende Staatsratsentscheid der 
Gebührenerhebung. Die Gebühr ist eine Abgabe ais Gegenleistung für die Intervention der mit dem 
Fall befassten Behërde und ist vom Gesuchsteller zu tragen. Gemâss Art. 23 Gîar erheben die 
Verwaltunqsbehërden bei Fàlten die in den Zustàndlqkeitsberelch des Staatsrates fallen Gebühren 
bis zu Fr. 1 '800.--. Die Kosten werden dabei aufgrund der lnteressenlage der beiden involvierten 
Gesuchsteller votlstandiq der Gemeinde Goms auferlegt (dies mit dem Hinweis, dass eine allfallige 
Beteiligung der Gemeinde Obergoms an den Kosten intern qemàss dem Kostenteiler der beiden 
Gemeinden geregelt werden kann). 

Auf Antrag des Departements für Verkehr, Bau und Umwelt 

entscheidet 

DER 5TAATSRAT 

A. REVITALISIERUNG NIDERBACH UND BIOTOPAUFWERTUNG GESCHINERSEE 

A.1 Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen 

1. Die Plane und Unterlagen des Auflagedossiers ,,Revitalisierung Niderbach / Biotopaufwertung 
Geschinersee", gelegen auf dem Gebiet der ehemaligen Gemeinde Münster-Geschinen (heute 
Gemeinde Goms) und der Gemeinde Obergoms, werden genehmigt. Alle in den qenehmiqten 
Ausführungsprojekten vorgesehenen Arbeiten gelten ais Werk ëffentlichen Nutzens. Die 
Genehmigung dieser Plane begründet überdies das Recht auf Enteignung aller zur Ausführung des 
Werkes benëtiqten dinglichen Rechte an Grundstücken sowie der aus dem Grundeigentum 
hervorgehenden Nachbarrechte, ferner der persônlichen Rechte von Mietern und Pâchtern. 
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2 . zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBADie folgenden zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAPlane und Unterlagen bilden einen integrierenden Bestandteil der vorliegenden 
Verfügung: 

1 Technischer Bericht des Auflageprojektes 13.06.2016 
2 Übersichtskarte F810004_1_ 1 1 : 25'000 Jan. 2016 
3 Situation Niderbach F810004_2_1b 1 : 1'000 09.05.2016 
4 l.ànqenprofil Niderbach Nord F810004_3_1a 1 : 1 '000 / 1 00 06.01.2016 
5 Lanqenprofil Niderbach Süd / Seeauslauf F810004_4_1 1 : 1'000 / 100 Jan.2016 
6 Normalprofile Niderbach F810004_5_1a 1 : 1'000 06.01.2016 
7 Ouerprofile Niderbach Nord F810004_6_1a 1 : 250 14.01.2016 
8 Querprofile Niderbach Süd F810004_7_1a 1: 250 14.01.2016 
9 Typenplan Brücke Flurweg F810004_8_1a 1 : 50 / 20 Jan.2016 
10 Typenplan Brücke Fussweg Niderbach F810004_9_1a 1: 50 /20 Jan.2016 
11 Typenplan Brücke Kantonsstrasse (*zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

1
) F810004_10_1 1 : 50 / 20 Jan.2016 

12 Wellstahlrohr Flurweg / Loipe F810004_13_1a 1 : 50 14.01.2016 
13 Landerwerbsplan Niderbach F810004_12_1 1 : 1'000 Jan.2016 
14 Fachbericht Fauna /Flora Jan.2015 
15 Gesuch für Eingriffe im Grundwasserschutzbereich (inkl. Anhanqe A0 - AS) Jan.2015 
16 Gesuch um Bewilligung für techn. Eingriffe in Fliessgewassern 30.01.2015 
17 Gewasserrevitalisierung - Strategische Planung (Massnahmenblatt R-M7-010) 27.11.2014 
18 Einverstàndntserklarunq VBS 11.12.2015 
19 Einverstândniserklàrunq Privateigentümer Parzelle Nr. 131 19.01.2016 
20 Einverstàndniserklàrunq Privateigentümer Parzelle Nr. 132 18.05.2016 

(*1
) Prâzisierend wird festgehalten, dass es sich hierbei um eine Brücke einer Gemeindestrasse 

handelt. 

3. Die für das Revitalisierungs- und Aufwertungsprojekt erforderliche Spezialbewilligung gemass 
Art. 19 GSchG (Bewilligung in besonders qefahrdeten Gewasserschutzbereichen für die Erstellung 
und Anderung von Bauten und Anlagen sowie Grabungen, Erdbewegungen und àhnliche Arbeiten, 
welche die Gewasser gefahrden kënnen) wird erteilt. 

4. Die raumplanungsrechtliche Ausnahmebewilligung gemass Art. 24 RPG für die im vorliegenden 
Projekt vorgesehenen Revitalisierungs- und Aufwertungsmassnahmen wird erteilt. 

5. Die Plangenehmigung wird an folgende Auflagen und Bedingungen geknüpft: 

5.1 Auflagen und Bedingungen der Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

S eiten b iich e 

• Die bestehende hydraulische Engstelle bei der Kantonstrasse ist nicht Teil des vorliegenden 
Revitalisierungsprojektes und sollte bei einer künftigen Neufassung des Durchgangs gelëst 

. werden. 
• Die DSVF ist zu den Ausführungssitzungen einzuladen (Kreis 1 - Oberwallis und die Sektion 

H2G in Sitten). 
• Die Unterhaltsmassnahmen im Zusammenhang mit der Gerinnemorphologie und der 

Ufervegetation müssen mit dem DSVF vor einer Intervention besprochen werden (z.B. das 
Entfernen von dichtem Gehëlze im Gerinne, das Leeren des Kiesfangs und der Transport von 
Geschiebe entsprechend dem Bedarf des Gerinnes flussabwàrts, das Verhindern von 
Auflandungen, usw.). 

3 . R h o n ekorrekt io n 

• Eine Koordination mit dem Projekt der 3. Rhonekorrektion ist unabdingbar (Bereich zwischen 
der Eisenbahnlinie und dem Rotten). 

• Die DSVF (Kries 1 - Oberwallis in Brig und Rhoneprojekt in Sitten) ist über Ausschreibungen, 
Arbeitsvergaben und geplanten und tatsàchlichen Arbeitsbeginn zu informieren. 

• Die Arbeiten zwischen der Eisenbahnlinie und dem Rotten · müssen ausserhalb der 
sommerlichen Hochwasserperiode (Ende April bis Ende November) geplant werden. 
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5.2 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAAuflagen und Bedingungen der D ienstste lle für W ald und Landschaft zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Natur und Landschaft 

• Es ist eine Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, welche eine schonende und sorgfaltige 
Bauausführung sowie die Einhaltung der nachfolgenden Auflagen sicherstellt. 

• Sensible Bereiche mit Vorkommen von seltenen Pflanzenarten sind durch die UBB vorgangig 
zu markieren und abzugrenzen oder zu verpflanzen. 

• Allfallig notwendiqe Installations- und Materiallaqerplatze sind auf bereits tangiertem Gelande 
zu erstellen. 

• Die UBB hat auf den Einsatz von môglichst bodenschonenden Maschinen zu achten. , 
• Die Ausgestaltung der Bachsohle mit unterschiedlichen Stôrsteinen und Strukturelementen ist 

ohne Beton ;zu erstellen. 
• Die Dammbôschungen sind naturnah zu gestalten, symmetrische Formen sind zu vermeiden. 
• Der Spazierweg ist ais Naturweg ohne Deckschicht auszugestalten. Die maximale Breite von 

1 m ist einzuhalten. 
• Das befestigte Gerinne (Kanal) ist zurückzubauen. 
• Der militarische Unterstand ist abzubrechen und der Standort zu renaturieren. 
• Die im Fachbericht Fauna / Flora des Büros buweg vorgeschlagenen Massnahmen 1 - 8 sind 

vollumfanglich umzusetzeh. 
• Alle durch die Bauarbeiten beeintràchtiqten Flachen sind wiederherzustellen. 
• Nach Bauende ist durch die UBB ein Schlussbericht zuhanden der Dienststelle für Wald und 

Landschaft zu erstellen. 
• Wahrend 5 Jahren nach Bauende ist der Projektperimeter auf autkornmende Neophyten zu 

kontrollieren; festgestellte Vorkommen sind zu bekârnpfen. 
• Der gesamte Aufwertungsperimeter ist bei der nachsten Nutzungsplananderung (Fusion der 

Gemeinde Goms) ais Naturschutzzone auszuscheiden · 
• Gemass Vorschlag des Fachberichtes Fauna / Flora des Büros buweg ist fünf Jahre nach 

Bauende eine Wirkungskontrolle durchzuführen. Dabei sind ebenfalls allfallige notwendige 
Unterhalts- oder Bewirtschaftungsmassnahmen zu definieren. Der Dienststelle für Wald und 
Landschaft ist ein entsprechender Bericht zu übermitteln. 

5.3 Auflagen und Bedinqunqen der Dienststelle für Um w eltschutz 

Projekt 

• Zielsetzung ist, dass der Wasserlauf Art. 37 Abs. 2 Bst. a. (vielfaltiger Lebensraum) und Bst. c. 
(standortgerecht Ufervegetation) des Oewâsserschutzqesetzes vom 24. Januar 1991 sowie 
der Klasse I oder Klasse Il gemass der Richtlinie "Oekomorphologie-Stufe F" (BUWAL 1998 
S. 34) môglichst gut entspricht. 

• Spatestens · 3 Monate nach Beendigung der Arbeiten muss der Umweltbaubegleiter einen 
kurzen Schlussbericht über die Baubegleitung und die Wirksamkeit der Massnahmen mit 
aussaqekrâftlqer Fotodokumentation erstellen und diesen den betroffenen kantonalen 
Dienststellen u nterbreiten. 

• lm Alarmschema für Unfalle mit wassergefahrdenden Stoffen ist die Telefonnummer der 
Dienststelle für Umweltschutz folgendermassen zu andem: Gewasserschutzpicket DUS 079 
693 10 48. 

B aup hase 

• Die Richtlinien des BUWAL/BAFU und des SIA betreffend den Umweltschutz auf Baustellen, 
insbesondere den Gewâsserschutz, die Abfallbewirtschaftung (Achtung: die TVA wurde durch 
die WEA ersetzt), die Luft, den l.arm und den Bodenschutz, sind anzuwenden. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBABegründung: 

E inha/ten der umweltrechttichen Anforderungen und Richtlinien betreffend die Bauphase. 

• Bei Projekten unter der Leitung des Departements für Verkehr, Bau und Umwelt (DVBU) wird 
die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen durch das Dokument "Umweltmassnahmen 
NPK: 102 Besondere Bestimmungen D/04 (V06)" unterstützt. · Das Dokument wird in 
angemessener Fbrm in die Submissionsunterlagen für die Unternehmen aufgenommen und 
bildet integrierender Bestandteil der Werkvertrage mit den Unternehmen (Achtunq: die TVA 
wurde durch die WEA ersetzt). 

• Die Geratefahrer und die Unternehmen, die auf der Baustelle arbeiten, müssen von einem 
Umweltbaubegleiter (Biologe mit Erfahrungen in Gewasserrenaturierung) über die 
Zielsetzungen und die Art und Weise, wie sie erreicht werden kënnen, informiert werden. 
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• Der Umgang mit boden- oder wassergefahrdenden Stoffen (Treibstofflagerung, Betanken, 
Unterhalt der Maschinen usw.) hat nach Punkt 5.4 der SIA-Richtlinie 431 ,,Entwasserung von 
Baustellen" zu erfolgen. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBABegründung: Art. 6 GSchG . 

• Auftanken, Warturig und Reparieren der Maschinen und Fahrzeuge sind ausserhalb dieses 
Standortes · auf einem befestigten Platz vorzunehmen. Das Waschen von Maschinen, 
Fahrzeugen und Geraten ist niçht gestattet. Betonmaschinen und Umschlaggerate dürfen nur 
auf einem dichten Platz mit entsprechender Entwasserung aufgestellt werden. Begründung: 

Art. 31 GSchV. 

• Sind Arbeiten zum Erstellen der Fundamente nëtig, müssen die Anforderungen der GSchV 
eingehalten werden. Begründung: Anhang 4 Ziffer 211 Abs. 2 GSchV. 

• Auf dem Bauplatz ist zentral eine genügende Menge absorbierender Produkte bereit zu 
stellen. Begründung: Art. 22 GSchG . 

• Bei Unfallen mit boden- und wassergefahrdenden Flüssigkeiten muss die Dienststelle für 
Umweltschutz sofort benachrichtigt werden. Begründung: Art. 22 GSchG . 

• Wassergefahrdende Flüssigkeiten dürfen nicht in der Nâhe des Obertlàchenqewàssers 
gelagert werden. Begründung: Art. 6 GSchG . zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

5.4 Auflagen und Bedingungen der Dienststelle für Landw irtschaft 

• Die Bëschungen gegen das angrenzende Kulturland sind flach (1 :4) auszubilden, damit 
zukünftig eine Bewirtschaftung mëglich ist. 

• Der Materialüberschuss von ca. 7'000 m3 wird auf der LN-Flache zwischen dem jetzigen 
Biotop und dem bestehenden Flurweg im Osten geschüttet. Vor Beginn der Aufschüttung ist in 
diesem Gebiet der bestehende Baden nach Bodenschichten getrennt auszuheben (Horizonte 
A, B und C) und auf diesem Standort wieder fachgerecht einzubauen. Das Abhumusieren und 
die Neugestaltung des Gelàndes dürfen nur bei Trockenheit erfolgen und werden vor Kopf 
aufgeführt. Die Flache ist mit einer standortgerechten Saatmischung zu begrünen und 
allfallige Nacharbeiten bei Setzungen oder Ahnlichem sind über das Projekt abzuwickeln. 

• lm Gebiet der im Projekt geplanten Ausweitung sind mit grosser Wahrscheinlichkeit alte 
Drainageleitungen vorhanden, welche um das Jahr 1940 gebaut worden sind. Werden durch 
den Bau seiche Leitungen tangiert, sind diese vollstàndiq zu ersetzen und nach Mëglichkeit 
offen in den Niderbach abzuleiten. Das Amt für Strukturverbesserungen ist von der Bauleitung · 
beim Vorfinden solcher Drainageleitungen umgehend zu informieren, damit die allenfalls 
erforderlichen Umleitungen vor Ort festgelegt werden kënnen. 

6. D ie beiden Einsprachen, einerseits von den ,,Landwirten von Ulrichen und Geschinen, z.H. Müller 
Roland" (vom 12. Juli 2016) und andererseits von ,,Sigune Eisenmeier Müller und Roland Müller" 
(vom 13. Juli 2016) gelten ais durch Rückzug erledigt. Die von den beteiligten Gemeinden mit 
den Einsprechern beschlossene Projektanpassung betreffend die Entw asserung wird mit dem 
vorliegenden Gesamtentscheid genèhm igt (narnlich dass entlang der Flurstrasse nôrdlich des 
neuen Gerinnes quer zur Strasse Rohre zur Entwasserung des angrenzenden Wieslandes 
eingebaut werden). 

A.2 Fischereirechtliche Bewilligung gem ass Art. 8 BG F 

1. Die fischereirechtliche Bew illigung qemâss Art. 8 BGF für die technischen Eingriffe in die 
Fischereigewasser des Niderbachs / Geschinersees auf dem Gebiet der ehemaligen Gemeinde 
Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms) und auf dem Gebiet der Gemeinde Obergoms w ird 
erteilt. 

2 . Folgende Auflagen und Bedingungen der Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere werden 
angeordnet: 

• Die Ausführungsarbeiten sind von einem Hydrobiologen zu begleiten und zu kontrollieren. Die 
Arbeiten sind so auszuführen, · dass die freie Fischwanderung jederzeit mëglich ist und die 
Ausgestaltung des Bachbettes und der Wasserprofile die Naturverlaichung der Bachforelle 
und der Aschen ermôglichen. Entsprechend erforderliches Substrat ist einzubringen. 
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• Bei den Bauarbeiten im und am Wasser ist darauf zu achten, dass keine wassergefahrdenden 
Substanzen in den Bachlauf gelangen ki:innen. Die SIA-Richtlinie 431 ist einzuhalten und die 
Bauarbeiter sind von der Unternehmung entsprechend zu instruieren. 

• Var dem Eingriff in den benetzten Bereich der Wasserlaufe ist zu prüfen, ob eine elektrische 
Abfischung erforderlich ist. Hierfür sind der ôrtlich zustàndiqe Fischereiaufseher sowie der 
Pràsident der lokalen Fischereisektion beizuziehen. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

8. GEWÂSSERRAUM NIDERBACH UND GESCHINERSEE 

1. Der ,,Plan der Gewâsserraume" Nr. F810004_ 18_ 1, im Massstab 1 :2'500, vorn Januar 2016, 
welcher die Gewasserrâume des Niderbaches und des Geschinersees festlegt, gelegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen Gemeinde Münster-Geschinen (heute Gemeinde Goms) und der Gemeinde 
Obergoms, wird genehmigt. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

2. Die Mi:iglichkeiten der Bodennutzung sowie die Eigentumsbeschrankungen, welche sich aufgrund 
der Gewasserrâume ergeben, sind in der eidgeni:issischen Gewasserschutzverordnung vom 28. 
Oktober 1998 geregelt (insbesondere in Art. 41 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAc GSchV). 

3. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAAuflaqe der Dienststel/e für Landwirtschaft Die Abschnitte, wo Landwirtschattsflàchen betroffen 
sind, dürfen weiter landwirtschaftlich genutzt werden, sofern die Nutzung den Anforderungen der 
Direktzahlungsverordnung und den Bestimmungen der Blodiversitatsfôrderflâchen (BFF) entspricht 
(Nutzung ais Streuwiese mit spatern Schnitt, - Hecke, Feld- und Ufergehi:ilz, extensiv genutzte 
Wiese, extensiv genutzte Weide, aber ohne Dünger). 

4. Die beiden Einsprachen, einerseits von den ,,Landwirten von Ulrichen und Geschinen, z.H. Müller 
Roland" (vom 12. Juli 2016) und andererseits von .,Sigune Eisenmeier Müller und Roland Müller" 
(vom 13. Juli 2016) gelten ais durch Rückzug erledigt. 

5. Die Gemeinden Goms und Obergoms lassen der Dienststelle für Strassen, Verkehr und Flussbau 
den aktuellen Situationsplan mit den eingetragenen Gewàsserraumen (Dossier im nummerischen 
Format, inkl. GIS) zukommen, damit der Kanton seine Dokumentation auf den neuesten Stand 
bringen und den Verlauf der Umsetzung nachverfolgen kann. Weiter übermitteln sie der 
Dienststelle für Raumentwicklung die nummerische Auflistung der Gewàsserraume. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

6. Die Gemeinden Goms und Obergoms haben dafür zu sorgen, dass die genehmigten GWR ais 
Hinweise auf die Zonennutzunqsplane und in die Bau- und Zonenreglemente der Gemeinden 
übertragen werden. 

7. Alle Projekte, welche sich innerhalb der Gewâsserraume befinden, sind der zustândiqen 
kantonalen Behi:irde zur Vormeinung, respektive dem Departement zur Erteilung einer 
Ausnahmebewilligung zu unterbreiten. 

C. VOLLZUG 

Die Gemeinden Goms und Obergoms werden mit dem Vollzug dieser Verfügung betraut. 

D . KOSTEN 

Die Kesten des vorliegenden Entscheides von insgesamt Fr. 1 '800.-- (Gebühren Fr. 1 '792.--, 
Gesundheitsstempel Fr. 8.--) werden der Gemeinde Goms auferlegt. 
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So entschieden im Staatsrat zu Sitten, den - 8 FEV, zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA2017 

lm Namen des Staatsrates 

Die Prasidentin Der Staatskanzler 

R echtsm itte lbelehrung 

Die vorliegende Verfügung kann innert 30 Tagen, seit der Erëffnung, beim Kàntonsgericht, 
Ôffentlichrechtliche Abteilung, 1950 Sitten, angefochten werden (Art. 72, Art. 80 Abs. 1 lit. b und Art. 46 
Abs. 1 WRG). Die Beschwerdeschrift ist dem Kantonsgericht in so vielen Doppeln einzureichen ais 
lnteressierte bestehen. Sie hat eine gedrangte Darstellung des Sachverhaltes, die Begehren und deren 
Begründung unter Angabe der Beweismittel zu enthalten; die Ausfertigung der angefochtenen Verfügung 
und die ais Beweismittel angerufenen Urkunden sind beizulegen, soweit der Beschwerdeführer sie in 
Handen hat (Art. 80 Abs. 1 lite und Art. 48 WRG). 

Erëffnet am  1 5 . Feb . 2017 

Verte iler 

a/ Per eingeschriebener Postsendung: 

• Gemeinde Goms, Furkastrasse 35, 3998 Gluringen 

• Gemeinde Obergoms, Bahnhofstrasse 1, 3988 Obergesteln 

b/ Per Zustellung einer Kopie mit gewôhnlichem Brief werden orientiert: 

• Herr Roland Müller, Landwirt, Wiler 5, 3985 Geschinen 

• DSVF, Kreis 1 - Oberwallis 

• DSVF, Zentralstellen, Sektion H2G 

• Dienststelle für Wald und Landschaft 

• Dienststelle für Raumentwicklung 

• Dienststelle für Umweltschutz 

• Dienststelle für Landwirtschaft, Amt für Strukturverbesserungen 

• Dienststelle für Jagd, Fischerei und Wildtiere 

• Verwaltungs- und Rechtsdienst des DVBU 
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